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Interpellation 

der Fraktion der SPD 


betr, Europa-Paß und Siditvermerkzwang. 


Im Zuge der Bestrebungen zur Schaffung eines politisch geeinten 
Europa sind vom Europarat in Straßburg auch Schritte unter- 
nommen worden, die auf kleinen, aber im öffentlichen Bewußt- 
sein bedeutsamen Einzelfrebieten zur Abtragung der Schranken 
zwischen den Nationen beitragen sollen. Eine der sichtbarsten 
Schranken, die insbesondere von der Jugend als antieuropäiscb 
und schikanös empfunden wird, wird dem freien Verkehr der 
Personen in Form von Paß- und Sichtvermerkformalitäten 
entgegengestellr. In der Absicht, hier Abhilfe zu schaffen, 
beschloß die Beratende Versammlung des Europarates am 
8. September 1949, dem Ministerausschuß zu empfehlen, einen 
Europa« Paß zu schaffen. Die Empfehlung wurde den beteiligten 
Regierungen zum Studium überwiesen; das Resultat steht 
noch aus. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung in der Lage über den Stand der 
Verhandlungen betreffend Schaffung eines Europa-Passes 
zu berichten? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, mit allen ihr zu Gebote 
stehenden Mitteln an der Verwirklichung dieses Vorschlages 
mitzuwirken und ihrem (künftigen) Vertreter im Minister- 
ausschuß des Europarates entsprechende Weisung zu erteilen? 

3. Zwischen den meisten demokratischen Staaten West- Europas 
ist der Sichtvermerk zwang abgeschafft. Ist die Bundesregie- 
rung, unbeschadet der Bemühungen um Schaffung eines 
Europa-Passes, bereit, sofort den demokratischen Regierungen 
Europas gegenseitige Abschaffung des Sichtvermerkzwanges 
vorzusdilagen und hierüber mit ihnen in Verhandlungen 
einzutreten? 
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4 . Der Rat der Organisation für Europäische Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit hat im April 19.10 eine Empfehlung an alle 
Mitgliedstaaten gerichtet, die Sichtvermerke zu beseitigen; 
damals wurden Deutschland und Österreich ausdrücklich 
ausgenommen. Ist dm Bundesregierung bereit, nach Über- 
gang der Pafiangelegenheiten in deutsche Zuständisjkeit im 
Rat der Organisation eine Empfehlung an die Mitgliedstaaten 
zu erwirken, dall nunmehr die Sichtvermerke auch für 
Deutschland beseitigt werden sollen? 

5. Die Abschaffung der Reise- und Wanderbeschränkungen 
zwischen den europäischen Staaten wird seit Jahren mit 
besonderem Nachdruck von der europäischen Jugend verlangt. 
Ist die Bundesregierung bereit, denjenigen demokratischen 
Regierungen, die zur Zeit nicht geneigt wären, einer allge- 
meinen Abschaffung zuzustimmen, die Abschaffung des Sicht- 
vermerks wenkstens für Jugendliche bis zum Alter von 25 
Jahren vcirzuschlagen ? 

6. Hat die Bundesregierung Erwägungen darüber angestellt, ob 
es in gewissen Fällen tunlich erscheint, den Sichtvermerk- 
zwang für die Einreise nach Deutschland, zumindest für 
Jugendliche, auch ohne Gegenseitigkeit aufzuheben? 


Bonn, den 25. Januar 1951 


Ollenhauer und Fraktion 



